
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 73 „Keramikerstraße“ 

 

 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

 

I. Behandlung der Stellungnahmen 

 

A) Äußerungen gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

 

A 1 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 
 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen 
der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 

A 1.1 Unterschriftenliste von insgesamt 93 Bewohnern aus dem Umfeld des Plangebietes 
hier: Schreiben mit Unterschriftenliste, persönlich abgegeben zu Beginn der Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses am 03.09.2015 
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Das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation ist bei der Abwägung der unterschiedlichen 
privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige Wohnraumversorgung für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang der Wohnraumversorgung ein 
höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem Belang zu wertenden – Erhalt der 
Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Im Rahmen dieser Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach 
Abzug der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche 
verloren geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen. Gleichzeitig besteht die Chance, im Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, 
die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (am 
Blümlingspfad) vorhanden ist. 

Zu „Planungsalternativen“: 

Innerhalb des Plangebietes bieten sich keine sich wesentlich unterscheidenden Alternativen zur vorgelegten 
Planung. Die Wohnbebauung soll im Sinne eines Lückenschlusses die vorhandene nördliche Bauzeile parallel 
zur Keramikerstraße fortsetzen. 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

 

Der Anregung, von der geplanten Maßnahme Abstand zu nehmen wird nicht entsprochen, da die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgten Ziele höher gewichtet werden als der Erhalt der Grünfläche 
in ihrer bisherigen Ausdehnung. 
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dauerhaft als Wohnbaufläche im Sinne eines Allgemeinen Wohngebietes planungsrechtlich gesichert werden. 
Die vorübergehende Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden in einem Wohngebäude ist eine 
zulässige Nutzungsoption in einem Allgemeinen Wohngebiet, der Bedarf an Wohnraum ist jedoch kein „zeitlich 
begrenztes Problem“.  

Der Wunsch der Bewohner des Quartiers und der umliegenden Wohngebiete die Grünfläche mit ihrem Spielplatz 
in ihrer vollen Ausdehnung zu erhalten ist nachvollziehbar. Es besteht jedoch kein Anspruch darauf, von jeglichen 
Veränderungen einer städtebaulichen Nutzungssituation im Umfeld des eigenen Anwesens verschont zu bleiben. 
Das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation ist bei der Abwägung der unterschiedlichen 
privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige Wohnraumversorgung für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang der Wohnraumversorgung ein 
höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem Belang zu wertenden – Erhalt der 
Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Im Rahmen dieser Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach 
Abzug der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche 
verloren geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

Die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden unterliegt dem Fachbereich IV – Rat, Stadtmarketing, 
Ordnung, Soziales. Bei der Suche nach Standorten werden auch die Hinweise und Anregungen sowohl der 
Bevölkerung als auch von Vereinen, Gruppen und Kirchen aufgegriffen.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der Anregung, gemäß der vorliegenden Petition (siehe Einwendung A 1.1) von der geplanten Maßnahme 
Abstand zu nehmen wird nicht entsprochen, da die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgten 
Ziele höher gewichtet werden als der Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 
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Zu 3. 

Auch wenn durch die im Baugesetzbuch bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zur Innentwicklung rechtlich 
verankerten Verfahrenserleichterung der formelle Umweltbericht entfällt, werden im Rahmen der Bearbeitung 
Bauleitplanverfahrens die umweltrelevanten Belange einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
geprüft. Grundlage der Prüfung sind die Ziele des Bebauungsplans sowie die allgemeinen Grundsätze und Ziele 
für die einzelnen Schutzgüter aus den jeweiligen Fachgesetzen.  

Bei einem Bebauungsplan der Innenentwicklung, der eine zulässige Grundfläche von insgesamt weniger als 
20.000 m² festsetzt, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als 
vor der planerischen Entscheidung zulässig oder erfolgt. Er unterliegt daher nicht der Ausgleichspflicht, 
gleichwohl ist das vorgeschaltete Vermeidungsgebot zu berücksichtigen und naturschutzbezogene Belange, die 
von der Planung betroffen sind, sind abwägend zu berücksichtigen. Ebenso sind bindende Vorgaben des 
Naturschutzrechts, wie beispielsweise zum Artenschutz, zu beachten. Artenschutzrechtliche 
Untersuchungsergebnisse werden nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) beurteilt und unterliegen 
somit nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 (7) Baugesetzbuch (BauGB).  

Aus dem Ergebnis der ASP zum Bebauungsplan Nr. 73 „Keramikerstraße“ geht hervor, dass im Plangebiet zum 
Zeitpunkt der Begehung keine Vorkommen planungsrelevanter Arten aufgefunden wurden. Demzufolge sind mit 
Umsetzung der baulichen Nachverdichtung innerhalb des geplanten Allgemeinen Wohngebiets keine Konflikte 
mit den Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetztes (BNatSchG) in Bezug auf möglicherweise im Plangebiet 
vorkommende planungsrelevante Tierarten zu erwarten. 

 

Zu 4., 5. und 6.  

Durch den Bebauungsplan sollen die planungsrechtliche Grundlage für eine Wohnbebauung als Lückenschluss 
entlang der Keramikerstraße geschaffen werden. Mithilfe des Bauvorhabens versucht die Stadt Rheinbach ihrer 
gesetzlichen Pflicht, Flüchtlingen und Asylbegehrenden Wohnraum zur Verfügung zu stellen, gerecht zu werden. 
Da die Flüchtlingszahlen in den letzten Monaten und Wochen offenkundig stark angestiegen sind, liegt es auf der 
Hand, dass die bisherigen Unterbringungskapazitäten nicht ausreichen und sowohl alle Möglichkeiten zur 
Anmietung ausgeschöpft werden als auch neue Wohnungen gebaut werden müssen. 

Gemäß dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshof Bayern vom 31.03.2015 – 9 CE 14.2854 – fehlt der 
Befürchtung des Entstehens einer sozialen Spannungssituation der für die Prüfung der Nachverträglichkeit der 
von baulichen Anlagen ausgehenden Störungen und Belastungen erforderliche Grundstücksbezug. Das Baurecht 
ist grundsätzlich nicht dazu bestimmt, soziale Konflikte zu lösen, die wegen der Unterbringung von Flüchtlingen 
und Asylbegehrenden besorgt werden. Sofern Konflikte auftreten, kann diesen nur im jeweiligen Einzelfall mit den 
Mitteln des Polizei- und Ordnungsrechts oder des zivilen Nachbarrechts begegnet werden.  

Der Einwand, dass es durch die geplante Bebauung zu einer „zusätzlichen Ballung“ der Flüchtlingssituation in der 
Nordstadt kommt, ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Bei der genannten Unterbringung in der 
Keramikerstraße handelt es sich um vorübergehend angemietete Räume, die durch den unerwartet hohen Bedarf 
und die nicht planbaren Zuweisungen in kürzester Zeit bereit zu stellen waren. Sie stellen keine dauerhafte 
Lösung dar. Im Sinne einer geordneten Stadtentwicklung sind jedoch gerade im Hinblick auf den Verbleib 
anerkannter Asylanten und Flüchtlinge Angebote an bezahlbarem Wohnraum zu schaffen, die auch unter dem 
Aspekt der Integration innerhalb bestehender Quartiere liegen werden.   

Der Zustand der Wohnbebauung nach Nutzung ist kein abwägungsrelevanter Belang, der im Zuge des 
Bauleitplanverfahrens zu behandeln wäre. 

  



 

Zu Alternativen: 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang 
der Wohnraumversorgung ein höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem 
Belang zu wertenden – Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Die Hinweise und Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans verfolgten Ziele höher gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten 
Belange. 

  



 

A 1.4 Einwender 4 
 hier: Stellungnahme vom 16.10.2015 
 

Verhandlungsniederschrift: 

Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 73 „Keramikerstraße“ 
Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung gemäß § 13 a (3) Satz 2 BauGB  

 

Es erscheint xx, wohnhaft in 53359 Rheinbach, xx und bittet im Rahmen der Bauleitplanung ausreichend 
Stellplatzflächen, insbesondere für die spätere Nutzung als Studentenwohnheim, auszuweisen.  

 

Beschlussentwurf zu A 1.4: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die Stellungnahme A 1.4 vom 16.10.2015 wie folgt zu entscheiden: 

Dem benötigten Stellplatzbedarf wurde bereits im Vorentwurf zum Bebauungsplan durch Ausweisung einer 
ausreichend bemessenen Fläche für Stellplätze Rechnung getragen. Der konkrete Stellplatzbedarf ist unter 
Berücksichtigung der beantragten Nutzungen im Zuge des nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren zu 
ermitteln. 

Die Anregung wurde bereits im Vorentwurf des Bebauungsplanes berücksichtigt. Der Bebauungsplan 
setzt eine ausreichend bemessene Fläche für die Anlage von Stellplätzen fest.  
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hier: Schreibeen vom 15.10.22015 
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Gleichwohl ist das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation bei der Abwägung der 
unterschiedlichen privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

 

Zu 1. 

Auf das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB kann verzichtet werden. Zwar stellt der 
Flächennutzungsplan die als Wohnbaufläche beabsichtige Teilfläche von rund 2.750 m² derzeit noch als 
öffentliche Grünfläche dar, für das Vorhaben kann aber die Ausnahmeregel des § 13a Abs. 2 Nr. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) herangezogen werden, wonach bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren der Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, 
auch aufgestellt werden kann, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt worden ist.  

Das Vorhaben, das dem Lückenschluss im Bereich der vorhandenen Bebauung entlang der Keramikerstraße  
und damit der baulichen Nachverdichtung in einem bereits erschlossenem Wohnquartier dient, erfüllt die 
Voraussetzungen des § 13a BauGB. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird 
durch die beabsichtigte abweichende Festsetzung im Bebauungsplan nicht beeinträchtigt. Zur Realisierung der 
Planung können die Darstellungen zum Großteil erhalten bleiben. Lediglich eine ca. 0,27 ha große Teilfläche der 
ca. 0,6 ha großen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“, die direkt an die Keramikerstraße angrenzt, 
soll zukünftig als „Wohnbaufläche“ dargestellt werden. Der Flächennutzungsplan kann daher im Wege der 
Berichtigung angepasst werden. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird unverzüglich nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes durch die Verwaltung vorgenommen. Das landesplanerische Einvernehmen 
wird eingeholt.  

 

Zu 2. 

Der Gesetzgeber stellt im § 1a Abs.  2 BauGB die Innenentwicklung und namentlich die Nachverdichtung in den 
Sinnzusammenhang des geforderten sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Auch wenn es sich um eine 
bisher unversiegelte Fläche handelt, ist ihre Inanspruchnahme auch unter dem Aspekt der Verringerung 
zusätzlicher Flächeninanspruchnahme vertretbar, da es sich um einen bereits vollständig erschlossenen 
innerstädtischen Bereich handelt, dadurch kann beispielsweise eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch 
erforderliche Erschließungsmaßnahmen entfallen. 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

 

Zu 3. 

Das Baurecht kann bereits als einfachgesetzliche Ausformung der Rechte aus Art. 44 Grundgesetz (GG), 
insbesondere im Hinblick auf die dort verankerte Eigentumsgarantie, gewertet werden.  

Eine Eigentumsverletzung ist nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung von Wohngebäuden auch zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbegehrenden] geltend gemacht wird (Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 
13-VII-07). Selbst wenn der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der 
Eigentumsgarantie. 



Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall durch die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gegeben sein könnten.  

Die umliegende Bebauung ist im Wesentlichen durch zweigeschossige Reihenhausbebauung und 
Geschosswohnungsbau, teils mit ausgebauten Dachgeschossen, geprägt. Die Südseite der Leberstraße weist 
eine Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern auf. Der Bebauungsplan setzt ein Baufenster in einer 
Gesamtlänge von 42 m in offener Bauweise fest. Neben Einzelhäuser sind auch Doppelhäuser und Hausgruppen 
innerhalb des Baufensters zulässig. Orientiert an der Grundflächenzahl von 0,3 ist die zulässige 
Bebauungsdíchte nicht wesentlich höher als im Bestand. Auch wenn die zulässige Bebauung maximal 3 
Vollgeschosse aufweisen darf, so wird durch die Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe sichergestellt, dass 
das Wohnhaus des Einwenders nicht mehr als um 2,25 m überragt werden kann. Der Abstand zum Einwender 
beträgt mehr als 15,00 m, zwischen der vorhandenen und der geplanten Bebauung befindet sich ein zum Erhalt 
festgesetzter, dicht bewachsener Gehölzstreifen mit einigen großkronigen Bäumen. Es ist nicht ersichtlich, dass 
die getroffenen Festsetzungen zu einem Verstoß gegen das baurechtliche Rücksichtnahmegebot führen. 

 

Im Rahmen der Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach Abzug 
der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche verloren 
geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

 

Zu 4. 

Bei dem genannten Fußpfad entlang der Grundstücksgrenze des Einwenders handelt es sich nicht um eine 
öffentliche Wegeverbindung zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße. Vielmehr ist dieser Pfad durch 
Nutzung als Abkürzung im Gehölstreifen zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße auf einer 
Leitungstrasse entstanden. Der Gehölzstreifen selbst weist keine Erholungseignung auf, ist jedoch von 
stadtgestalterischer und, wenn auch untergeordnet; von stadtklimatischer Bedeutung. Eine Zerschneidung des 
Gehölzstreifens in private und öffentliche Flächen ist für den Erhalt der Struktur nicht zielführend, insbesondere 
im Hinblick den sich daraus ergebenen unterschiedlichen Verkehrssicherungspflichten. Aus diesem Grund wird 



die Fläche vollständig der privaten Grundstücksfläche zugeschlagen. Zum Erhalt der stadtbildprägende 
Gehölzstruktur wird eine private Grünfläche mit einer Gesamtbreite von 5 m festsetzt, die bis auf die 
Leitungstrasse einer entsprechenden Erhaltungsbindung unterliegt. Darüber hinaus sind nicht bebau- und 
versiegelbare Grundstücksflächen gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Eine Integration erhaltenswerter 
Einzelbäume innerhalb des 5 m breiten „Bauwichs“ in den Gehölzstreifen bleibt somit möglich. 

Eine Zuwegung des Grundstücks zur Stauffenbergstraße wird nicht eröffnet, mögliche Konflikte wurden bereits 
bei der Vorentwurfsplanung erkannt und daher an dieser Stelle, ebenso wir entlang der Keramikerstraße und im 
Einmündungsbereich Lebestraße / Keramikerstraße ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt.  

 

Zu 5: 

Der Einwand, dass die Zweckbestimmung der Unterbringung von Flüchtlingen nicht der von der Gemeinde 
gewünschten dezentralen Unterbringung entspricht, da sich im Umfeld bereits weitere Unterbringungen befinden, 
ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Bei den genannten Unterbringungen handelt es sich überwiegend um 
vorübergehend angemietete Räume, die durch den unerwartet hohen Bedarf und die nicht planbaren 
Zuweisungen in kürzester Zeit bereit zu stellen waren. Sie stellen keine dauerhafte Lösung dar. Im Sinne einer 
geordneten Stadtentwicklung sind jedoch gerade im Hinblick auf den Verbleib anerkannter Asylanten und 
Flüchtlinge Angebote an bezahlbarem Wohnraum zu schaffen, die auch unter dem Aspekt der Integration 
innerhalb bestehender Quartiere liegen werden.  

 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang 
der Wohnraumversorgung ein höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem 
Belang zu wertenden – Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Die Hinweise und Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans verfolgten Ziele höher gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten 
Belange. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 

B 1 Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs 
nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über 
die zu entscheiden ist. 
 

B 1.1 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 3,  
Postfach 29 63, 53019 Bonn  
Schreiben vom 08.12.2015 

  

Beschlussentwurf zu B 1.1: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben von 08.12.2015 eingegangene Stellungnahme B 
1.1 wie folgt zu entscheiden: 

Im Bebauungsplan wird die maximal zulässige Höhe mit 182,00 m ü NHN festgesetzt. Dies entspricht einer 
Gebäudehöhe von ca. 11,00 m zzgl. der Überschreitungsmöglichkeit für untergeordnete technische Bauteile bis 
maximal 1,00 m über der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe. Damit wird eine Unterschreitung der in Rede 
stehenden Gebäudehöhe von 30,00 m gewährleistet.  

Die Hinweise in der Stellungnahme B.1.1 werden zur Kenntnis genommen. Die nochmalige Prüfung der 
Bauunterlagen durch das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens wird aufgrund der Unterschreitung der Höhe 
baulicher Anlagen nicht vorgenommen. 



B 1.2 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr, Führungsstelle/Verkehrslenkung 
Königswinterer Str. 500, 53227 Bonn-Ramersdorf  
hier: Schreiben vom 08.12.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.2: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom  08.12.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.2 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr, Führungsstelle/Verkehrslenkung ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 
 
 



B 1.3 NETCOLOGNE, Am Coloneum 9, 50829 Köln  
hier: Schreiben vom 09.12.2015 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.3: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.3 der NETCOLOGNE ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



B 1.4 PLEDOC GmbH, Schnieringshof 10-14, 45329 Essen 
hier: Schreiben vom 09.12.2015 

  

 

 

 

 

 



 

 

Beschlussentwurf zu B 1.4: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der markierte Bereich schließt den Geltungsbereich des Bebauungsplans vollständig mit ein. Änderungen des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans ergaben sich im Nachgang der öffentlichen Auslegung nicht. Eine weitere 
Abstimmung mit dem Unternehmen ist daher nicht erforderlich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.4 der PLEDOC GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



B 1.5 Amprion GmbH, Betrieb/Projektierung, Leitungen Bestandssicherung, 
Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 
hier: Schreiben vom 09.12.2015 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.5: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.5 wie folgt zu entscheiden: 

 
Hinsichtlich der weiteren Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung mit beteiligt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.5 der Amprion GmbH, Betrieb/Projektierung, Leitungen Bestandssicherung, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 



B 1.6 Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH , - Abt. VBW -,  
Godorfer Hauptstraße 185, 50997 Köln 
hier: Schreiben (Fax) vom 04.12.2015 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.6: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.6 wie folgt zu entscheiden: 

 
Im Rahmen des Planverfahrens sind keine ökologischen oder artschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans erforderlich. Eine erneute Beteiligung des 
Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ist daher nicht erforderlich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.6 der Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH, - Abt. VBW -, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

 



B 1.7 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
hier: Schreiben vom 10.12.2015 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.7: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.7 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 10.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.7 des Wahnbachtalsperrenverbandes, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



B 1.8 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
hier: Schreiben vom 16.12.2015 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.8: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 16.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.8 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.8 der Unitymedia NRW GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 
 
 



B 1.9 Airdata AG, Dieselstr. 18, 70771 Leinfelden-Echterdingen 
hier: Schreiben vom 15.12.2015 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.9: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 15.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.9 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 15.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.9 der Airdata AG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



B 1.10 Westnetz GmbH, Florianstraße 15-21, 44139 Dortmund 
hier: Schreiben vom 14.12.2015 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.10 wie folgt zu entscheiden: 

 
Hinsichtlich der weiteren Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung mit beteiligt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.10 der Westnetz GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 



B 1.11 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Postfach 12 0161, 
53874 Euskirchen 
hier: Schreiben vom 11.12.2015 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.11 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.11 des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung 
Ville-Eifel, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 



B 1.12 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6, Bergbau und Energie in NRW,  
Postfach, 44025 Dortmund 
hier: Schreiben vom 10.12.2015 
 

 
 
 
 
 
 
 



 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.12: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.12 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die RWE Power AG und der Erftverband wurden im Verfahren beteiligt, Hinweise zu Auswirkungen der 
Sümpfungsmaßnahmen wurden im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht abgegeben. 
 
Im Bebauungsplan wurde im Abschnitt C: „Hinweise zum Bebauungsplan und zu den örtlichen Bauvorschriften 
des Bebauungsplans“ jedoch, bezogen auf die Grundwasserthematik, bereits unter Punkt 4. „Bergbau“ auf 
mögliche Grundwasserabsenkungen und damit verbundene Beeinträchtigungen von Bauwerken hingewiesen. 
Weiterhin wird in Punkt 4. darauf hingewiesen, dass der Grundwasserstand im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens zu prüfen ist. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass der Bauherr innerhalb des 
tatsächlichen Zeitraums des Baubeginns Kenntnis über den Grundwasserstand innerhalb des betreffenden 
Baugrundstücks erlangt.  
 
Über die mit Schreiben vom 10.12.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.12 der Bezirksregierung 
Arnsberg, Abteilung 6, Bergbau und Energie in NRW, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 



B 1.13 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere Wasserbehörde 
Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 
hier: Schreiben vom 08.12.2015 

  

Beschlussentwurf zu B 1.13: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.13 wie folgt zu entscheiden: 

Die Rundverfügung der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere Wasserbehörde vom 20.10.2014 wurde 
beachtet. Die Obere Wasserbehörde ist demnach zu beteiligen, wenn durch die Planung Gewässer der 1. und 2. 
Ordnung gem. den Ordnungsziffern 1 und 2 der Rundverfügung, oder Schutzzonen von 
Hochwasserschutzanlage dieser Gewässer, ein geplantes Wasserschutzgebiet oder eine Rohrfernleitung 
betroffen ist. Da sich das Plangebiet innerhalb des geplanten Wasserschutzgebietes Swistal Heimerzheim 



Ludendorf wurde die Obere Wasserbehörde (Dezernat 54 der BR Köln) im Rahmen der Vorgaben des § 4 (2) 
BauGB ordnungsgemäß mit beteiligt. Auf den Umstand der Betroffenheit wurde im Anschreiben an die Behörde 
bereits verwiesen. Die Notwendigkeit der Darstellung einer darüber hinausgehenden Konkretisierung der 
Betroffenheit wird daher nicht gesehen. 

Die Stellungnahme B 1.13 wird zur Kenntnis genommen. Eine weiterführende Beteiligung der 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere Wasserbehörde, wird nicht vorgenommen. 
  



 
B 1.14 Vodafone GmbH, D2 Park 5, 40878 Ratingen 

hier: Schreiben vom 23.12.2015 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 23.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 23.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
  



 
B 1.15 RSAG AöR, Geschäftsbereich Logistik, Pleiser Hecke 4, 53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 22.12.2015 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.15 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Flächen des Bebauungsplans werden durch die an den Geltungsbereich angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsflächen im Norden, Westen und Süden erschlossen. Die Andienung soll weiterhin über diese 
vorhandenen öffentlichen Verkehrsflächen erfolgen. Zusätzliche öffentliche Verkehrsflächen wurden im Zuge der 
Planung nicht festgesetzt. Es erfolgt daher keine Veränderung der Verkehrsflächen. Die Berücksichtigung der 
angemerkten technischen Richtlinien ist daher im Bebauungsplan nicht erforderlich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 22.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.15 der RSAG AöR, Geschäftsbereich Logistik, ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
  



B 1.16 Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2838, 53018 Bonn 
hier: Schreiben vom 07.01.2016 
 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.16: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme B 1.16 wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung um Aushändigung die der 
Stellungnahme beigefügten Dokumente wird gefolgt. Die Dokumente „Beilage Bauämter“ (1 Seite) und 
„Ungebetene Gäste“ (38 Seiten) werden dazu dem Bauordnungsamt mit der Bitte um Aushändigung an 
den jeweiligen Bauherren im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens weitergeleitet. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



B 1.17 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Amt für Kreisentwicklung und Mobilität 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg 
hier: Schreiben vom 07.01.2016 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.01.2016 eingegangene 
Stellungnahme B 1.17 des Rhein-Sieg-Kreises, Der Landrat, Amt für Kreisentwicklung und Mobilität, ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



B 1.18 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co.KG, Münsterstraße 9, 53881 Euskirchen 
hier: Schreiben vom 11.01.2016 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.18: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.18 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der Planung sind keine ökologischen oder artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen innerhalb 
oder außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans erforderlich. Die im Norden verlaufende 
Stromversorgungsleitung wurde planungsrechtlich berücksichtigt. Durch die Festsetzungen sollen mögliche 
künftige Beeinträchtigungen dieser Leitungstrasse vermieden werden. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen sind 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans nicht vorgesehen.  
 
Über die mit Schreiben vom 11.01.2016 eingegangene Stellungnahme B 1.18 der Regionalgas Euskirchen 
GmbH & Co.KG, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 



B 1.19 Stadt Meckenheim, Stadtplanung, Liegenschaften,  
Postfach 1180, 53333 Meckenheim 
hier: Schreiben vom 14.12.2015 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.12.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.19 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.12.2015 eingegangene 
Stellungnahme B 1.19 der Stadt Meckenheim, Stadtplanung, Liegenschaften, ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

 



B 1.20 Erftverband, Abteilung Recht, Postfach 13 20, 50103 Bergheim 
hier: Schreiben vom 05.01.2016 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.20: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.20 wie folgt zu entscheiden. 
 
Die Ergebnisse des immissionsorientierten Nachweises (gem. BWK-Merkblatt M 7) sind bekannt. In den 
nächsten Jahren sind hierzu Maßnahmen geplant, um die Einleitungen gewässerverträglich zu betreiben. Das 
anfallende Niederschlagswasser der hinzutretenden Nachverdichtung soll an das Trennsystem „FH A“ 
angeschlossen werden. Dieses System verfügt noch über Kapazitäten und besitzt ein Regenrückhaltebecken 



sowie ein Regenklärbecken. Die Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser im Plangebiet ist aufgrund 
der ungünstigen Untergrundverhältnisse nicht umsetzbar.  
 
Die Festsetzungen im Bebauungsplan ermöglichen die Begrünung der Dächer von Haupt- und Nebengebäuden. 
Die hierbei herzustellende Schichtstärke sichert dabei eine ökologisch wirksame Funktion der Dachbegrünung. 
Darüber hinaus wurde bereits im Entwurf des Bebauungsplans im Abschnitt C„Hinweise zum Bebauungsplan und 
zu den örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans“ unter Punkt 8. „Niederschlagswasser“ auf die Möglichkeit 
der Herstellung von Zisternen o.ä. hingewiesen. Zudem wurden Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung 
empfohlen. Eine verpflichtende Festsetzung zum Betrieb von Regenwassernutzungsanlagen kann jedoch nicht 
getroffen werden, da es hierbei städtebaulicher Gründe i. S. v. § 9 Abs. 1 BauGB mangelt. Die Herstellung und 
Bewirtschaftung dieser Anlagen obliegt daher dem jeweiligen Grundstückseigentümer.  
 
Maßnahmen zum ökologischen oder artenschutzrechtlichen Ausgleich sind innerhalb oder außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans im Zusammenhang mit dem Bauleitverfahren nicht erforderlich.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.01.2016 eingegangene 
Stellungnahme B 1.20 des Erftverbandes, Abteilung Recht, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



B 1.21  Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865 
40408 Düsseldorf  
hier: Schreiben vom 04.11.2015 
 

 
 
 



 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.11.2015  eingegangene Stellungnahme 
B 1.21 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Hinweise auf die notwendige Antragstellung auf Kampfmitteluntersuchung sowie auf das Merkblatt für 
Baugrundeingriffe wurden im Entwurf des Bebauungsplan im Abschnitt C: „Hinweise zum Bebauungsplan und zu 
den örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans“ bereits im Vorfeld der öffentlichen Auslegung mit 
aufgenommen.  
 
Die Hinweise wurden im Entwurf des Bebauungsplans bereits mit beachtet. Über die mit Schreiben vom 
04.11.2015 eingegangene Stellungnahme B 1.21 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittel-
beseitigungsdienst, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 



B 1.22 Telefonica Germany GmbH & Co.OHG, Rheinstraße 15, 14513 Teltow  
hier: Schreiben vom 14.01.2016 
 

 

 
 
 
 
 

Beschlussentwurf zu B 1.22: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.22 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Veränderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist nicht vorgesehen. Eine erneute Beteiligung des 
Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ist somit nicht vorgesehen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.01.2016 eingegangene 
Stellungnahme B 1.22 der Telefonica Germany GmbH & Co.OHG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 



B 1.23 Gemeinde Alfter, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 
hier: Schreiben vom 14.01.2016 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.23 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.01.2016 eingegangene 
Stellungnahme B 1.23 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 



B 1.24 Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg, Postfach 18 20, 53008 Bonn 
hier: Schreiben vom 13.01.2016 
 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.24: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.01.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.24 wie folgt zu entscheiden: 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.01.2016 eingegangene 
Stellungnahme B 1.24 der Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 



B 2 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der Offenlage von Seiten der Öffentlichkeit 
nachfolgende Stellungnahme abgegeben wurden, über die zu entscheiden ist. 
 

B 2.1 Einwender 1 
 hier: Schreiben vom 12.01.2016 

 

 



 



 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 



 

 



 

 



 

Beschlussentwurf zu B 2.1: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.01.2016 eingegangene Stellungnahme B 
2.1 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde vom Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt, Planung und 
Verkehr in seiner Sitzung am 15.09.2015 vorberaten und vom Rat der Stadt Rheinbach in seiner Sitzung am 
28.09.2015 beschlossen. Um die grundsätzliche Realisierbarkeit und städtebauliche Ausformung einer möglichen 
baulichen Nachverdichtung im Bereich des Spielplatzes an der Keramikerstraße zu prüfen, fanden hierzu im 
Vorfeld städtebauliche Vorüberlegungen statt. Die konkretisierte Planung wurde im Anschluss mit dem 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan in das planungsrechtliche Verfahren überführt. Die Information der 
Öffentlichkeit dazu fand durch die Veröffentlichung des Aufstellungsbeschlusses im Anschluss an den 
Ratsbeschluss vom 28.09.2015 statt. Eine Information oder Erörterung städtebaulicher Vorüberlegungen im 
Vorfeld der Einbindung entsprechender politischer Gremien und Beschlüsse findet grundsätzlich nicht statt.  

Für den privaten Interessenten eines Grundstücks besteht unabhängig davon grundsätzlich kein Anspruch, von 
jeglichen Veränderungen einer städtebaulichen Nutzungssituation im Umfeld des eigenen Anwesens verschont 
zu bleiben. Gleichwohl ist das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation bei der Abwägung der 
unterschiedlichen privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. Der Plangeber hat im Zuge der Planung 
dafür Sorge zu tragen, dass durch planungsrechtliche Veränderungen keine unzumutbaren Beeinträchtigungen 
für die umgebenden Nutzungen entstehen. Ziel der Planung in dem in Rede stehenden Planverfahren ist die 
Schaffung von weiteren Wohnbauflächen in Form einer städtebaulichen Nachverdichtung. Dies soll auf einem 
Teilbereich bisher festgesetzter öffentlicher Grünflächen realisiert werden, dessen unmittelbares städtebauliches 



Umfeld ebenfalls von Wohnnutzungen geprägt wird. Durch diese hinzutretende Nutzungsänderung dürfen keine 
unzumutbaren Beeinträchtigungen auf den umgebenden nutzungsspezifischen Bestand vorbereitet werden. Die 
durch den Bebauungsplan planungsrechtlich ermöglichten Nutzungen im Plangebiet innerhalb der Festsetzung 
des Allgemeines Wohngebiets sowie der sonstigen Festsetzungen orientieren sich dabei insgesamt an den 
Vorgaben der BauNVO und des BauGB. Damit wird der planungsrechtlich vorgegebene Handlungsrahmen 
hinsichtlich der Notwendigkeit zur Gewährleistung der Verträglichkeit von Nutzungen untereinander eingehalten. 
Die Darstellung einer durch die Planung ausgelösten unzumutbaren Beeinträchtigung kann daher nicht 
nachvollzogen werden.   

 

Zu 1. 

Auf das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB kann verzichtet werden. Zwar stellt der 
Flächennutzungsplan die als Wohnbaufläche beabsichtige Teilfläche von rund 2.750 m² derzeit noch als 
öffentliche Grünfläche dar, für das Vorhaben kann aber die Ausnahmeregel des § 13a Abs. 2 Nr. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) herangezogen werden, wonach bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, 
auch aufgestellt werden kann, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt worden ist.  

Das Vorhaben, das dem Lückenschluss im Bereich der vorhandenen Bebauung entlang der Keramikerstraße  
und damit der baulichen Nachverdichtung in einem bereits erschlossenem Wohnquartier dient, erfüllt die 
Voraussetzungen des § 13a BauGB. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird 
durch die beabsichtigte abweichende Festsetzung im Bebauungsplan nicht beeinträchtigt. Zur Realisierung der 
Planung können die Darstellungen zum Großteil erhalten bleiben. Lediglich eine ca. 0,27 ha große Teilfläche 
(einschließlich der geplanten privaten Grünflächen) der ca. 0,6 ha großen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Spielplatz“, die direkt an die Keramikerstraße angrenzt, soll zukünftig als „Wohnbaufläche“ dargestellt werden. 
Der Flächennutzungsplan kann daher im Wege der Berichtigung angepasst werden. Die Berichtigung des 
Flächennutzungsplanes wird unverzüglich nach Rechtskraft des Bebauungsplanes durch die Verwaltung 
vorgenommen. Das landesplanerische Einvernehmen dazu liegt vor.  

Der Bedarf an geeignetem Wohnraum für Studenten wie auch für Senioren wird im Stadtgebiet weiterhin und 
unabhängig von der geplanten Interimsnutzung der geplanten Wohnbebauung durch Flüchtlinge und 
Asylbegehrende gesehen. In der planerischen Abwägung wird jedoch dem öffentlichen Belang der Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbegehrenden zunächst Vorrang verschafft. Demnach soll zunächst für diese der 
geplante Wohnraum kurzfristig zur Verfügung gestellt werden, da hierfür aufgrund ihrer mangelnden 
wirtschaftlichen Voraussetzungen derzeit keine Möglichkeit der selbständigen Beschaffung von 
Wohnraumalternativen auf dem freien Wohnungsmarkt gesehen wird. Die Gemeinde trägt damit auch den 
landes- und bundespolitischen Vorgaben zur Schaffung von Unterbringungsmöglichkeiten für Flüchtlinge und 
Asylbegehrende Rechnung. Gleichzeitig wird mit der Unterbringung am beabsichtigten Standort das kommunale 
Ziel der dezentralen und somit geeigneteren Integration von Flüchtlingen und Asylbegehrenden weiter forciert. 
Die langfristige und zugrunde liegende Nutzungsabsicht zur Bereitstellung dieses Wohnraums für Studenten und 
Senioren bleibt hiervon jedoch unberührt.  

 

Zu 2. 

Der Gesetzgeber stellt im § 1a Abs.  2 BauGB die Innenentwicklung und namentlich die Nachverdichtung in den 
Sinnzusammenhang des geforderten sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Auch wenn es sich um eine 
bisher unversiegelte Fläche handelt, ist ihre Inanspruchnahme auch unter dem Aspekt der Verringerung 
zusätzlicher Flächeninanspruchnahme vertretbar, da es sich um einen bereits vollständig erschlossenen 



innerstädtischen Bereich handelt, dadurch kann beispielsweise eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch 
erforderliche Erschließungsmaßnahmen entfallen. 

Durch die geplante hinzukommende Wohnnutzung im Osten des Plangebiets, die dem Nutzungscharakter des 
umgebenden Bestandes entspricht, werden keine über die gesetzlich einzuhaltenden Emissionsgrenzwerte 
hinausgehenden Beeinträchtigungen auf den Bestand bewirkt. Es sind demnach keine unzulässigen Immissionen 
auf den Bestand zu erwarten. Die zulässigen Nutzungen innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets entsprechen 
dem vom Verordnungsgeber definierten Rahmen. Die Implementierung der geplanten Wohnnutzung ist aufgrund 
der homogenen Nutzungsfortführung des Bestandes im Plangebiet somit als umfeldverträglich einzustufen. Die 
Tiefe der überbaubaren Grundstücksflächen orientiert sich an den benachbarten Mehrfamilienhausbebauungen 
im Umfeld, insbesondere im Bereich östlich der Keramikerstraße. Durch die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen soll so die Schaffung zeitgemäßer Wohngrundrisse ermöglicht werden, deren Kubatur sich 
gleichzeitig in das umgebende Ortsgefüge stadtbildverträglich einfügt. Die umgebende Siedlungsstruktur in Form 
einer größtenteils aufgelockerten Bebauung wird durch die Festsetzung der offenen Bauweise weiterhin 
aufrechterhalten. Eine Beeinträchtigung des benachbarten nördlich angrenzenden Grundstücks hinsichtlich der 
Besonnung wird nicht gesehen, da die gesetzlich vorgesehenen Grenzabstände zwischen der Neubebauung und 
der Bestandsnutzung im Norden gem. den Vorgaben der BauO NRW eingehalten bzw. deutlich unterschritten 
werden. Durch die Einhaltung der Grenzabstände werden die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gewahrt.  

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

Das gesamte Plangebiet einschließlich sämtlicher Teilflächen weist einen hohen Anteil an straßenbegleitender 
Eingrünung auf. Dieser eingegrünte Charakter wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplans in seiner 
derzeitigen Ausprägung zum überwiegenden Teil erhalten. Lediglich einzelne Baumstandorte sollen im Zuge der 
Planung zugunsten geplanter Grundstücksnutzungen entfallen. Davon sind auch vereinzelt Baumstandorte im 
Norden das Allgemeinen Wohngebiets betroffen. Durch die Festsetzung der privaten Grünfläche sowie der 
Pflanzbindung wird jedoch auch in diesem Bereich der überwiegende Teil des vorhandenen Bewuchses 
dauerhaft erhalten. Die Darstellung der Vernichtung des vorhandenen Baumbestandes hin zum Grundstück des 
Einwenders kann daher nicht nachvollzogen werden.  

 

Zu 3. 

Das Baurecht kann bereits als einfachgesetzliche Ausformung der Rechte aus Art. 44 Grundgesetz (GG), 
insbesondere im Hinblick auf die dort verankerte Eigentumsgarantie, gewertet werden.  

Eine Eigentumsverletzung ist nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung von Wohngebäuden auch zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbegehrenden] geltend gemacht wird (Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 
13-VII-07). Selbst wenn der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der 
Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 



Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall durch die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gegeben sein könnten.  

Die umliegende Bebauung ist im Wesentlichen durch zweigeschossige Reihenhausbebauung und 
Geschosswohnungsbau, teils mit ausgebauten Dachgeschossen, geprägt. Die Südseite der Leberstraße weist 
eine Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern auf. Der Bebauungsplan setzt ein Baufenster in einer 
Gesamtlänge von 42 m in offener Bauweise fest. Neben Einzelhäuser sind auch Doppelhäuser und Hausgruppen 
innerhalb des Baufensters zulässig. Orientiert an der Grundflächenzahl von 0,3 ist die zulässige 
Bebauungsdíchte nicht wesentlich höher als im Bestand. Auch wenn die zulässige Bebauung maximal 3 
Vollgeschosse aufweisen darf, so wird durch die Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe sichergestellt, dass 
das Wohnhaus des Einwenders nicht mehr als um 2,25 m überragt werden kann. Der Abstand zum Einwender 
beträgt mehr als 15,00 m, zwischen der vorhandenen und der geplanten Bebauung befindet sich ein zum Erhalt 
festgesetzter, dicht bewachsener Gehölzstreifen mit einigen großkronigen Bäumen. Es ist nicht ersichtlich, dass 
die getroffenen Festsetzungen zu einem Verstoß gegen das baurechtliche Rücksichtnahmegebot führen. 

Durch den mittig angeordneten parallelen Versprung der Baugrenzen mit einer Länge von 2,00 m in Richtung 
Keramikerstraße soll ein städtebaulicher Bezug zur sich weiter südlich fortsetzenden und an die Keramikerstraße 
heranrückenden Bebauung hergestellt werden. Somit wird durch die Bebauung ein städtebaulich homogener 
Lückenschluss entlang der Keramikerstraße erreicht. Darüber hinaus lehnt sich der geplante Versatz an 
vorhandene, ähnlich dimensionierte Versprünge in den Gebäudefluchten der Bestandsbebauungen entlang der 
Stauffenbergstraße an. Dieser städtebauliche Charakter des Bestandes wird demnach berücksichtigt und 
innerhalb des Plangebiets aufgenommen. Die Darstellung einer mangelnden Erhaltung vorhandener 
städtebaulicher Strukturen im Rückschluss auf den geplanten Versatz kann daher nicht nachvollzogen werden. 

Die Darstellung einer erdrückenden Wirkung auf die Bestandsbebauung entlang der Keramikerstraße kann nicht 
nachvollzogen werden, da es sich bei der Bestandsbebauung östlich der Keramikerstraße größtenteils um 
städtebaulich gleichartige Kubaturen handelt. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die geplante Baugrenze im 
Plangebiet, gemessen in der geringstmöglichen Entfernung zu den öffentlichen Verkehrsflächen der 
Keramikerstraße, den nahezu doppelten Abstand einnimmt, wie die Gebäudefluchten der Bestandbebauungen 
östlich der Keramikerstraße. Zudem führt der Erhalt der vorhandenen Eingrünung entlang der Keramikerstraße 
zu einer Abschirmung der geplanten Bebauung. Eine erdrückemde Wirkung der geplanten Bebauung auf die 
Bestandsbebauung entlang der Stauffenbergstraße wird aufgrund des ebenfalls großräumigen Abstandes der 
überbaubaren Grundstücksflächen zum Bestand, welcher über die gesetzlich einzuhaltenden Abstandsflächen 
hinaus geht, gleichfalls nicht gesehen. Zusätzlich führt auch hier die zwischenliegende festgesetzte private 
Grünfläche mit vorhandenem großkronigem und größtenteils zu erhaltenden Baumbesatz zu einer weiteren 
Abschirmung zukünftiger Bebauungen in Hinblick auf die nördlich angrenzende Bestandsbebauung.  

Die Ausformung der überbaubaren Grundstücksflächen orientiert sich, gemäß der Angebotsplanung, am Ziel 
eines möglichst breiten und gleichzeitig städtebaulichen verträglichen Angebotsspektrums. Um dies zu 
ermöglichen, wurden hierzu überbaubare Grundstücksflächen festgesetzt, die sich an den räumlichen 
Anforderungen zeitgemäßer Grundrissgestaltungen, auch in Hinblick auf Mehrfamilienhausbebauungen gem. der 
gemeindlichen Planintention zur Schaffung von Wohnraum für Studierende und Senioren, orientieren. Diese 
lehnen sich hierbei an die Dimensionierung von Bestandsbebauungen der jüngeren Vergangenheit östlich der 
Keramikerstraße an, die aus Doppel- und Mehrfamilienhäusern besteht. Unabhängig davon ist zu beachten, dass 
auch durch die Bestandsbebauungen in der Stauffenbergstraße und der Kettelerstraße vereinzelt Gebäudetiefen, 
ähnlich den Festsetzungen des Bebauungsplans, erreicht werden. Insofern ist hier von einer insgesamt 
verträglichen und vom Plangeber beabsichtigten zeitgemäßen Implementierung möglicher Gebäudetiefen unter 



Berücksichtigung des vorhandenen städtebaulichen Kontextes auszugehen. Die Notwendigkeit der zwingenden 
planungsrechtlichen Fortführung von Gebäudetiefen bzw. überbaubaren Grundstücksflächen entsprechend der 
nördlich angrenzenden Bestandsbebauung wird aus den v. g. Gründen aus städtebaulicher Sicht heraus nicht 
gesehen. Auf Grundlage der planungsrechtlichen Festsetzungen sind jedoch auch geringere Gebäudetiefen als  
durch die überbaubaren Grundstücksflächen ermöglicht, zulässig.  

Im Rahmen der Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach Abzug 
der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche verloren 
geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

 

Zu 4. 

Bei dem genannten Fußpfad entlang der Grundstücksgrenze des Einwenders handelt es sich nicht um eine 
öffentliche Wegeverbindung zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße. Vielmehr ist dieser Pfad durch 
Nutzung als Abkürzung im Gehölstreifen zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße auf einer 
Leitungstrasse entstanden. Der Gehölzstreifen selbst weist keine Erholungseignung auf, ist jedoch von 
stadtgestalterischer und, wenn auch untergeordnet; von stadtklimatischer Bedeutung. Eine Zerschneidung des 
Gehölzstreifens in private und öffentliche Flächen ist für den Erhalt der Struktur nicht zielführend, insbesondere 
im Hinblick den sich daraus ergebenen unterschiedlichen Verkehrssicherungspflichten. Aus diesem Grund wird 
die Fläche vollständig der privaten Grundstücksfläche zugeschlagen. Zum Erhalt der stadtbildprägenden 
Gehölzstruktur wird eine private Grünfläche mit einer Gesamtbreite von 5 m festsetzt, die bis auf die 
Leitungstrasse einer entsprechenden Erhaltungsbindung unterliegt. Darüber hinaus sind nicht bebau- und 
versiegelbare Grundstücksflächen gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Eine Integration erhaltenswerter 
Einzelbäume innerhalb des 5 m breiten „Bauwichs“ in den Gehölzstreifen bleibt somit möglich. 

Der Erhalt des überwiegenden Anteils des Bewuchses innerhalb des Grünstreifens hin zum Grundstück des 
Einwenders wird durch die planungsrechtlichen Festsetzungen in seiner derzeitigen Ausprägung weiterhin 
gewährleistet. Die genannte Entfernung von mehr als 15,00 m bezieht sich auf den Abstand zwischen der 
festgesetzten überbaubaren Fläche im Plangebiet und der derzeitigen südlichen Gebäudeflucht des 
Bestandsgebäudes des Einwenders. Dieser Abstand zwischen zukünftiger möglicher Bebauung und dem 
vorhandenen Baukörper wurde im Zuge des weiteren Planungsverlaufs nicht verändert. Planungsrechtlich 
gesichert ist ein Abstand von mindestens 13,00 m zwischen den Baukörpern, in welchem ein mögliches 
Heranrücken des Bestandgebäudes des Einwenders nach Süden innerhalb seiner Grundstücksflächen mit 
berücksichtigt ist.  

Der vorhandene Grünstreifen ist insgesamt, einschließlich seiner Flächen im Osten entlang der Keramikerstraße, 
von stadtgestalterischer und untergeordneter stadtklimatischer Bedeutung. Der vollständige Erhalt sämtlicher 
Baumstandorte ungeachtet Ihres jeweiligen Standortes wurde bereits zum Zeitpunkt der städtebaulichen 
Konzeption im Zuge des Aufstellungsbeschlusses ausgeschlossen und ist in Folge dessen planungsrechtlich 
nicht vorgesehen. Die mögliche Herausnahme einzelner vorgelagerter Baumstandorte führt dabei nicht zu einer 



wesentlichen Beeinträchtigung der stadtgestalterischen und untergeordneten stadtklimatischen Funktion des 
gesamten Grünstreifens. Der festgesetzte Korridor der privaten Grünflächen von 5,00 m sowie der Pflanzbindung 
von 3,00 - 5,00 m, welche den größten Teil des vorhandenen Bewuchses berücksichtigt, wird daher aus 
städtebaulicher und stadtklimatischer Sicht als räumlich ausreichend geeignet angesehen. Darüber hinaus ist der 
Verzicht auf vereinzelte Baumstandorte gemäß dem Ergebnis des Artenschutzgutachtens aus 
artenschutzrechtlicher Sicht unbedenklich. Die Reduktion der Pflanzbindung auf eine Breite von 3,00 m ist auf die 
technischen Erfordernisse des Leitungsschutzes zurückzuführen. Eine daraus resultierende Herausnahme von 
Baumstandorten innerhalb der Leitungstrasse wäre auch ohne Aufstellung des Bebauungsplans zum heutigen 
Zeitpunkt jederzeit möglich. Eine Veränderung dieses Sachverhaltes wird durch die Aufstellung des 
Bebauungsplans nicht bewirkt. Unabhängig davon dient die Festsetzung der privaten Grünfläche sowie der 
Pflanzbindung dem ökologischen Erhalt des vorhandenen Bewuchses innerhalb dieser Flächen und dessen 
planungsrechtlicher Sicherung und nicht der Implementierung besonderer nachbarschaftlicher 
Abgrenzungserfordernisse.  

Die sich an die Grundstücksflächen des Einwenders anschließenden Festsetzungen des Bebauungsplans 
werden grundstücksbegleitend aus privaten Grünflächen und weiterführend aus der Festsetzung eines 
Allgemeinen Wohngebiet (WA) gebildet. Die im Allgemeinen Wohngebiet zulässigen Nutzungen entsprechen den 
gesetzlich einzuhaltenden Vorgaben der BauNVO. Da es sich bei den Bestandsnutzungen und den 
hinzutretenden Nutzungen um Grünflächen, ähnlich dem Charakter des derzeitigen Bestandes, sowie 
weiterführend um benachbarte, zueinander gleichartige Wohnnutzungen handelt, ergeben sich nach den 
gesetzlichen Vorgaben keine über die bereits getroffenen Festsetzungen hinausgehenden Anforderungen zum 
besonderen Schutz privater Anliegen angrenzender Bestandsnutzungen. Die Darstellung des Verstoßes gegen 
das Abwägungsgebot gem. § 1 (7) BauGB ist daher nicht nachvollziehbar. 

Die Darstellung einer nicht hinzunehmenden Belastung aufgrund einer durch das Planungsrecht hervorgerufenen 
fehlenden Abschirmung zum Grundstück des Einwenders ist grundsätzlich nicht nachvollziehbar, da es sich hier 
um benachbarte Wohnnutzungen handelt, für die ein Erfordernis besonderer Anforderungen hinsichtlich 
sicherheitsrelevanter Schutzmaßnahmen nicht erkennbar ist. Unbeachtlich davon sind nach den Festsetzungen 
des Bebauungsplans Einfriedungen im gesamten Bereich der Flächen des Allgemeinen Wohngebiets allgemein 
zulässig. Einschränkungen bei der möglichen Anordnung wurden aus städtebaulichen Gründen lediglich im 
Bereich entlang der öffentlichen Verkehrsflächen im Süden und Nordwesten des Plangebiets getroffen. Hierbei ist 
mit Einfriedungen ein Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten, welcher mit standortgerechten Hecken und 
Gehölzen zu begrünen ist. Zudem wird aus städtebaulichen Gründen im gleichen Bereich sowie entlang der 
öffentlichen Grünflächen die Höhe von Einfriedungen beschränkt. Einfriedungen innerhalb der Flächen für 
Pflanzbindungen werden ausgeschlossen. Demzufolge ist die Errichtung von Einfriedungen nach Norden, hin 
zum Grundstück des Einwenders auf Seiten des geplanten Allgemeinen Wohngebiets allgemein zulässig. 
Vorgaben zur zwingenden Herstellung ergeben sich hieraus nicht. 
 

Zu 5.  

Durch das vorhandene, eher geringe Verkehrsaufkommen auf der Keramikerstraße (L 493) bestehen keine 
unzulässigen Lärmbeeinträchtigungen durch Verkehrslärm auf die schutzbedürftige Nutzung des Einwenders. 
Eine Überschreitung der gesetzlich einzuhaltenden Immissionsgrenzwerte liegt hierdurch nicht vor. Die 
Darstellung der infolge der Planung ausgelösten unzumutbaren Beeinträchtigungen durch die Zulässigkeit der 
Anordnung von oberirdischen Stellplätzen ist nicht nachvollziehbar. Eine unzumutbare Beeinträchtigung 
benachbarter schützenswerter Nutzungen in diesem Zusammenhang liegt vor, wenn durch die Nutzung eine 
Überschreitung der gesetzlich einzuhaltenden Emissionsgrenzwerte erfolgt, die zu einer Überschreitung der 
zulässigen Immissionsgrenzwerte führt. Da es sich bei der vorliegenden Planung um eine Angebotsplanung 
handelt, erfolgt keine Festsetzung zur Anzahl der herzustellenden Stellplätze. Insofern ergibt sich keine 
Bewertungsgrundlage zur Ermittlung der Notwendigkeit von möglicherweise herzustellenden aktiven 



Schallschutzmaßnahmen auf der Ebene des Bebauungsplans. Im Bebauungsplan wurden lediglich Flächen zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs festgesetzt, um die Anordnung im Allgemeinen Wohngebiet räumlich zu 
steuern und so einer Unterbringung dieser Nutzungen im Bereich der zu den öffentlichen Grünflächen 
zugewandten Grundstücksflächen vorzubeugen. Die Notwendigkeit zur Errichtung von aktiven 
Schallschutzmaßnahmen kann sich unabhängig von der geplanten baulichen Ausformung der Unterbringung des 
ruhenden Verkehrs ergeben. Insofern erfolgt die Prüfung möglicher schallschutztechnischer Beeinträchtigungen 
im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens auf Grundlage der tatsächlichen Planung im Zusammenhang mit der 
geplanten Anzahl der Wohneinheiten. Hierbei ist zudem anzumerken, dass gem. den Ergebnissen der 
Rechtsprechung Emissionen, die sich aus dem Betrieb nutzungsbedingt erforderlicher Stellplätze innerhalb 
gleichartiger Gebietstypologien ergeben, grundsätzlich als gebietsverträglich angesehen werden. Die 
Notwendigkeit des generellen Ausschlusses der Errichtung oberirdischer Stellplätzen im Vorfeld, auf der Ebene 
des Bebauungsplans, wird daher nicht gesehen. 
 

Zu 6: 

Der Einwand, dass die Zweckbestimmung der Unterbringung von Flüchtlingen nicht der von der Gemeinde 
gewünschten dezentralen Unterbringung entspricht, da sich im Umfeld bereits weitere Unterbringungen befinden, 
ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Bei den genannten Unterbringungen handelt es sich überwiegend um 
vorübergehend angemietete Räume, die durch den unerwartet hohen Bedarf und die nicht planbaren 
Zuweisungen in kürzester Zeit bereit zu stellen waren. Sie stellen keine dauerhafte Lösung dar. Im Sinne einer 
geordneten Stadtentwicklung sind jedoch gerade im Hinblick auf den Verbleib anerkannter Asylanten und 
Flüchtlinge Angebote an bezahlbarem Wohnraum zu schaffen, die auch unter dem Aspekt der Integration 
innerhalb bestehender Quartiere liegen werden.  

 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang 
der Wohnraumversorgung ein höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem 
Belang zu wertenden – Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Die Hinweise und Bedenken des Einwenders in der Stellungnahme B 2.1 werden zur Kenntnis 
genommen, sie führen jedoch nicht zur Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche 
Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht 
erkennbar ist und die mit der Aufstellung des Bebauungsplans verfolgten Ziele höher gewichtet werden 
als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 


